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1. Einleitung

In dieser Ausarbeitung wird die französische Politik in der Gründung- und Beitrittsphase der Europäischen Gemeinschaft (EG) behandelt. Die zu zentralen Fragestellungen, die zu berücksichtigen sind, ob die französischen Politiken neoliberal, neoreal oder konstruktivistisch waren. Dabei werden hauptsächlich neorealistische und neoliberale Politiken gegenübergestellt. Der Zeitraum der zu behandelnden Politiken wird von kurz nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die Achtziger Jahre sein. 

Die Ausarbeitung ist so aufgebaut, dass zunächst die wichtigen politischen Ansätze/Theorien erklärt werden, dass kurz einige wichtige Elemente in der Gründungs- und Beitrittsphase der Europäischen Gemeinschaft vorgestellt werden und zuletzt diese Ansätze/Theorien unter der Berücksichtigung der zentralen Fragestellung behandelt werden. 

Vorab ist zu erwähnen, dass die französischen Politiken in der Vergangenheit und in der Gegenwart maßgebend für Europa waren/sind. Daraus kann man schon schlussfolgern, dass Frankreich eine dominierende Rolle innerhalb der europäischen Organisationen ( EGKS, EWG, EG, EU usw.) innehat. 

2. Mögliche Theorien für Frankreichs Europapolitik

Sicherlich gibt es eine Reihe von Theorien die für die Außenpolitik eines Landes, in diesem Fall ist es Frankreichs Europapolitik in der EG- Gründungs- und Beitrittsphase, in Frage kommen. Bei der Fragestellung ist es eher wichtig, welche Impulse ein Frankreich bewegten sich für Europa einzusetzen. 

Die hier zu behandelnden Theorien/Theorieansätze sind heute in der Regel die gängigsten Impulsgeber für die Politik, überwiegend Außenpolitik, eines Landes. Dieses gilt auch für die Außenpolitik Frankreichs heute, wie auch in der Vergangenheit, mit dem sich diese Ausarbeitung befasst.  

2.1   Konstruktivismus (in der Politikwissenschaft)

Konstruktivismus in der Politikwissenschaft basiert auf den selben Annahmen wie Konstruktivismus in der Philosophie.

Die Grundaussage sagt, dass es keine Realität gibt, außer des Wahrgenommenen gibt von einem Individuum gibt. Das heißt, dass jedes Individuum seine eigene Realität hat und damit seine eigene Handlungslogik verfolgt. Die Konstruktion der Realität ist davon abhängig, was das Individuum an Erfahrungen sammelt. Obwohl die Realitäten verschieden sind, weil es verschiedene Individuen gibt, sind sie untereinander nicht beziehungslos, sondern sie werden gegenseitig voneinander beeinflusst.  

Bei dem Konstruktivismus in der Politikwissenschaft soll mit diesem Modell die politischen Handlungen erklärt werden.  Wichtig ist, dass Handlung als Ergebnis einer sozialen Situation verstanden werden. 

Außerdem wird beim Konstruktivismus „homo sociologicus“ an die Stelle von „homo oeconomicus“ gesetzt (Trennung von Ideen und Interessen). Das heißt, dass die sozialen Strukturen statt die materiellen Strukturen bevorzugt werden. Dieses könnte als Dialog der Kulturen bezeichnet werden (anstatt Kampf der Kulturen). Die politischen Akteure versuchen in erster Linie gegenseitige Bedürfnisse zu befriedigen statt die individuellen Nutzen zu maximieren. 

2.2   Neoliberalismus 

Neoliberalismus ist ein wirtschaftspolitisches Modell, dass auf dem klassischen Liberalismus basiert und den Einfluss des Staates auf die Ökonomie minimieren will. Das Eingreifen des Staates ist nur bei der Sicherstellung der Märkte erwünscht. 

Neoliberalismus setzt nicht voraus, dass der Staat unternehmerisch aktiv ist. Daher wird die Privatisierung von staatlichen Unternehmen, die für die Infrastruktur eine wesentliche Rolle spielen, gefordert (Telekommunikation, Energieversorgung, Verkehr usw.).  Der Staat soll durch eine Geldmengen- Politik für stabile Währung und stabile Preise sorgen. Dies geschieht durch eine entsprechende Geld-, Zins- und Haushaltspolitik. 

Neoliberalismus setzt auch voraus, dass der Markt (Angebot und Nachfrage) über die Preis und Menge der Sach- und Dienstleistungen entscheiden. Darüber hinaus soll der Staat für funktionierende Märkte sorgen und durch Steuern die Märkte regulieren. Das Wettbewerb soll auch auf die Institutionen ausgeweitet werden. 

Neoliberale meinen auch, dass viele Gesetze und Verordnungen, die möglicherweise Investitionen verhindern würden, im Sinne von einer Deregulierung reduziert werden, wenn die Gesetze und Verordnungen als zu bürokratisch und überflüssig gesehen werden. 

Nach neoliberaler Überzeugung würden Handelshemmnisse, wie Subventionen eines Staates oder dessen Schutzzölle zur Armut und Ungleichheit führen. Die Entwicklungsländer würden dadurch nie die Möglichkeit bekommen gegenüber der hochentwickelten Länder konkurrenzfähig zu bleiben. Deshalb befürworten Neoliberale eine Globalisierung des Freihandels. Es kann durch Freihandelszonen, sowie Sonderwirtschaftszonen oder durch Organisationen wie die Welthandelsorganisation (WTO) verwirklicht werden. Darüber hinaus werden niedrige Steuern gefordert, damit der Handel nicht beschränkt wird. 

Die Neoliberale fordern anstelle von bürokratisch aufgebauten staatlichen Systemen, privatwirtschaftliche Lösungen. Die sozialen Sicherungssysteme, und damit auch der Sozialstaat sollen, zugunsten der marktwirtschaftlichen Systemen, umgebaut bzw. abgebaut werden. Nur wirklich bedürftige Leute sollten auch staatliche Unterstützung bekommen. Darüber hinaus wird sogar eine negative Einkommenssteuer gefordert. Danach würde das Finanzamt jedem Steuerpflichtigen die Differenz ohne Weiteres überweisen, wenn es unter einer bestimmten Summe liegt. 

Zusammengefasst kann gesagt werden, was Neoliberalismus dadurch kennzeichnet, dass die wirtschaftlichen Interessen die Politik bestimmen. 

2.3   Neorealismus

Neorealismus ist ein Modell, was sich aus dem Realismus ableitet. Der Realismus setzt die Beziehung des Menschen zum Staat fest und ist auf machtpolitische Interessen zurückzuführen. 

Nach Neorealismus sind Staaten homogene, uniforme, einheitliche und rationale Akteure. Also ist es für den Neorealismus nicht wichtig ob ein Land durch Demokratie oder Diktatur regiert wird. Der Unterschied bei den Staaten liegt für die Neorealisten eher in dem Machtpotenzial. Die Staaten verfolgen zunächst die „high politics“ (Sicherheit, Unabhängigkeit, Überleben usw.). Erst dann kommen all die anderen Interessen („low politics“).

Ein weiterer Punkt ist, dass das internationale System anarchisch ist und keine übergeordnete Instanz im Sinne einer Weltregierung existiert. Das System funktioniert nur nach dem Prinzip der Macht. Danach ist Macht das Einzigste wodurch ein Staat seine Interessen durchsetzt.

Bei der Durchsetzung mit machtpolitischen Mitteln kommt es auch darauf an nur die eigenen Machtgewinne zu vermehren. Damit soll verhindert werden, dass der andere Staat niemals mehr Machtgewinne hat als der eigene Staat. Eine Kooperation ist praktisch ausgeschlossen oder kommt nur gegenüber einer höheren Macht (z.B. stärkerer Staat) zustande.

Unter dem Neorealisten gibt es zwei grundlegende Ansätze. Einerseits gibt es die offensiven Neorealisten die den Kampf um Macht befürworten, da Macht ein knappes Gut ist und dann gibt es die defensiven Neorealisten, die meinen, dass genügend Macht vorhanden ist und daher den Gleichgewicht der Macht fordern.  

Aus der Sicht von Realismus und auch Neorealismus ist der Nationalstaat der zentrale Akteur in der internationalen Politik. Die Souveränität des Staates ist an die Fähigkeit gebunden, militärische und wirtschaftliche Sicherheit für seine Bürger zu gewährleisten. 

Auf internationaler Ebene hätten sich Nationalstaaten stärker behauptet obwohl die internationale Organisationen sich bildeten
.   

    3.    Frankreich und die Gründungs- und Beitrittsphase der 

                 Europäischen Gemeinschaft

Nun wird unten versucht darzustellen, wie die Politiken Frankreichs in der Gründungs- und Beitrittsphase der Europäischen Gemeinschaft war oder wie es möglicherweise sein könnte. Die oben vorgestellten Theorien/Theorieansätze ( Konstruktivismus, Neoliberalismus und Neorealismus) werden betrachtet und es wird untersucht, welches von den Theorien/ Theorieansätze für Frankreich in der Gründungs- und Beitrittsphase der Europäischen Gemeinschaft in Frage kommen könnte.  

3.1.   Frankreich während- und nach dem 2. Weltkrieg

Während des Zweiten Weltkriegs wurde Frankreich durch die deutschen besetzt. Sogar die Hauptstadt Paris stand unter der deutschen Besatzung. 

Es wurde eine Regierung eingesetzt, die mit den Besatzern zusammen arbeitete. Dies führte zu einer Unsicherheit in dem Nationalbewusstsein nach dem Zweiten Weltkrieg. Es ist auch zu erwähnen, dass Frankreich in einer materiellem- und finanziellem Chaos- und Niedergangssituation befand. 

Daher versuchten französische Regierungen, vor allem die de Gaulle Regierung, diese innen- und außenpolitischen Niedergang zu überwinden. Dafür gab de Gaulle Lösungsansätze, die den politischen- Moral und Selbstbewusstsein, sowie das Nationalbewusstsein wieder herstellen sollte. Andererseits ging es um die wirtschaftliche- und gesellschaftliche Rekonstruktion und um die Widererrichtung eines leistungsfähigen, international konkurrenzfähigen politischen, wirtschaftlichen und militärischen Systems und um die Wiedererlangung einer angemessenen internationalen Position. Es ist auch zu berücksichtigen, dass in dieser Zeit viele Unabhängigkeitsanstrebungen (z.B. Algerien) in den französischen Kolonien stattfanden und Frankreich sich Europa zuwenden wollte. Als wichtigstes Instrument zur Erreichung dieser Ziele wurde nach wie vor der Nationalstaat, was ein Ansatz für die realistische- bzw. neorealistische Politik sein sollte, als Lösungsansatz in Frage gestellt
.  Hierbei ist es auch wichtig zu erwähnen, dass durch die zu starke Rolle des Präsidenten außenpolitische Bindungen nicht in Frage gestellt werden können. Denn dadurch würde vorgebeugt werden können, dass durch Bindungen z.B. internationale Mehrheitsbeschlüsse die Souveränität des Landes in Frage gestellt kommen könnte. Der Präsident repräsentiert in diesem Fall nicht nur nationale Interessen, sondern ist auch noch der Garant für die nationale Unabhängigkeit.

3.2. Frankreich und die Gründung der EGKS 

Nachdem Zweiten Weltkrieg gingen die ersten Anregungen für eine gemeinsame europäische Organisation von Frankreich aus. Obwohl der britische Premierminister Winston Churchill war
, der in einer Rede als Erster   am 19.9.1946 in Zürich von einer gemeinsamen Europa unter der Führung Deutschlands und Frankreich sprach, gingen die Bemühungen für die Verwirklichung von Frankreich aus. In seiner Rede sagte Churchill: „ Der erste Schritt bei der Neugründung der europäischen Familie muss eine Partnerschaft zwischen Deutschland und Frankreich sein. Nur auf diese Weise kann Frankreich die moralische Führung Europas wiedererlangen. Es gibt kein Wiederaufleben Europas ohne ein geistig großes Frankreich und ein geistig großes Deutschland. Die Struktur der Vereinigten Staaten von Europa, wenn sie gut und echt errichtet wird, muss so sein, dass die materielle Stärke eines einzelnen Staates vor weniger großer Bedeutung ist. Kleine Nationen zählen ebensoviel wie große und erwerben sich ihre Ehre durch ihren Beitrag zu einer gemeinsamen Sache.“

Dagegen hatte General de Gaulle eine gegen Deutschland gerichtete Allianz im Auge, als er ein wirtschaftliches „Ensemble“ Großbritanniens, Frankreichs, Belgiens, der Niederlande, Italiens und Schwedens beschwor
. Es ging sogar so weit, dass Frankreich im März 1947 in Dünkirchen/Frankreich ein Bündnisvertrag mit Großbritannien unterzeichnete, was sich gegen eine mögliche deutsche Aggressionspolitik wandte
. Diese beiden Anstrengungen Frankreichs dürfte ein weiterer Indiz für eine neorealistische Europapolitik Frankreichs sein, die schon vor der Gründung der EGKS zu traf.     

Da der französische Wirtschaftspolitiker Jean Monnet auch der gleichen Meinung war, dass die deutsch- französische Vereinigung der Kern einer europäischen Vereinigung sein sollte, erarbeitete er einen Plan aus. Dieses sah vor die deutsch- französische Kohleproduktion unter eine internationale Behörde zu stellen . Andere beitrittswillige Länder könnten ja nachrücken. 

Neben Monnet ist mit dem französischen Außenminister ein weiterer Initiator für eine gemeinsame europäische Organisation zu nennen. Dieser schlug die Ideen für eine deutsch- französische Zusammenarbeit zur Gründung einer europäischen Kohle- und Stahlunion vor.  Nachdem Konrad Adenauer zustimmte verkündete am 9. 5.1950 der französische Außenminister Robert Schumann den Plan der Montan- Union. Am 18. April 1951 wurde in Paris der Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl- EGKS, auch als Montanunion bekannt, unterzeichnet. Erster Präsident der EGKS war Jean Monnet. 

3.3. Frankreich und die Europäische Verteidigungsgemeinschaft 

       (EVG)

Ein weiteres Bemühen für eine europäische Organisation war die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG). Aufgrund mangelnder Bereitschaft seitens Großbritannien und der USA für den Schutz West- Deutschlands gegen die Sowjetunion, erarbeitete 1950 der französische Premierminister René Pleven einen Plan zur einer gemeinsamen europäischen Verteidigungsgemeinschaft, was im Jahre 1952 von den Mitgliedsstaaten der EGKS unterzeichnet wurde. 

Dies ist sicherlich ein konstruktivistisches Vorhaben gewesen. Wenn nicht das französische Parlament die Europäische Verteidigungsgemeinschaft ablehnen würde. Das französische Parlament lehnte 1954 die EVG aufgrund der Bedenken gegen einen Souveränitätsverzicht ab. Das macht wiederum deutlich das Frankreich realistische bzw. neorealistische Vorhaben unterstütze. 

      3.4.   Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

Frankreichs Absicht war einen Schutzzaun um die eigene Wirtschaft zu bauen. Denn durch die Zusammenarbeit mit Deutschland könnte dieser erst mal die französische Wirtschaft nicht gefährden. Was ein weiteres Indiz für die realistische, bzw. neorealistische Politik Frankreichs sein müsste. Wenn man die deutschen und die britischen Positionen für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, nämlich, dass Deutschland Interesse an einer ungehinderten Bewegung im großen gemeinsamen Markt und Großbritannien lediglich eine Freihandelszone in Betracht hatte, den französischen Absichten gegenüberstellt, fällt es auf, dass es Unterschiede mit dem französischen Positionen gibt. Dann sieht man, dass britische und deutsche Absichten liberalistische bzw. neoliberalistische Eigenschaften haben und französische Absichten eher eine nationalstaatliche Eigenschaft haben, was auf realistische bzw. neorealistische Politiken unterzuordnen ist. 

3.5   Fouchet Pläne, deutsch- französisches Freundschaftsvertrag, 

         Ablehnung Großbritanniens, Luxemburger Komprommiss

Die Zeit unter dem Staatspräsidenten Charles de Gaulle von 1958 bis 1969 war geprägt von einer Kompromisslosigkeit und Durchsetzung eigener Interessen. Frankreich wollte eine dominierende Vormachtstellung.

Als 1961 Großbritannien den Beitrittsantrag stellt, legt Frankreich Veto ein und verhinderte eine Norderweiterung (1963)
. Bei dem zweiten Beitrittsgesuch Großbritanniens 1967 weigerte sich Frankreich auch nur an den Beitrittsgesprächen teilzunehmen.

1963 wurde der deutsch- französische Freundschaftsvertrag unterschrieben. Es sah eine verstärkte Zusammenarbeit der beiden Länder- innerhalb Europas- vor. Frankreich wollte, zusammen mit Deutschland, der Motor von  Europa sein.  

In dieser Zeit fallen auch die beiden Fouchet Pläne von 1961 und 1962. 

Eine Gipfelkonferenz in Bonn beauftragte im Juli 1961 eine Kommission unter der Leitung des Franzosen Christian Fouchet mit der Ausarbeitung eines Projektes für eine weitere politische Integration. 

Der erste Fouchet Plan vom 2.11.1961 sah eine „Union von Staaten“ vor, die auf dem „Respekt der Personalität der Völker und Mitgliedsstaaten“ basieren sollte. Die Union sollte sich also als Allianz unabhängiger Staaten ohne eigene Rechtskörperschaft darstellen. Obwohl Frankreich einerseits durch den Plan die Supranationalität in Europa unterstützte, setze mit de Gaulle die Beibehaltung des Nationalstaates vor. Die Beneluxländer waren für die Durchsetzung des Fouchet- Plans, weil sie eine deutsch- französische Hegemonie fürchteten und waren für den Beitritt Großbritanniens. Diese Befürchtung war nicht unberechtigt. Denn am 14. 1. 1963 unterbrachen die Beitrittsverhandlungen mit Großbritannien und am 22.1.1963 wurde der deutsch- französische Freundschaftsvertrag, der eine Konzeption der souverän bleibenden Nationalstaaten vorsah, unterzeichnet.  

Der zweite Fouchet- Plan sah einige Veränderungen vor. Es wurde am 18.1962 vorgelegt und sollte den ersten Plan durch Spezifierung der Politikbereiche verbessern. Die Verteidigung blieb in der Nichterwähnung der NATO. Außen-, Wirtschafts- und Kulturpolitik wurden in den Kulturkatalog aufgenommen. 

Auch der zweite Versuch von Fouchet scheiterte an der Reaktion Frankreichs.

1965 wurden die drei europäischen Organisationen fusioniert. Nun sollten ab 1966 die Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit (12/17) stattfinden, was vorher einstimmig geschah. Es traf Frankreichs Agrarpolitik ( z.B. Einführung eines gemeinsamen Preisniveaus).

Frankreich nahm an den EWG Sitzungen nicht mehr teil( Politik des leeren Stuhls). Damit wollte De Gaulle demonstrieren, dass Frankreich seine Souveränität nicht aufgeben würde. Die anderen Länder mussten Frankreichs Haltung hinnehmen und Frankreich setzte ein Vetorecht durch. 

Diese eigensinnige Haltung Frankreichs kann unter den aufgezählten Theorien/Ansätze nur mit der Realistischen bzw. Neorealistischen erklärt werden. 

3.6.    Die Zeit nach de Gaulle

1969 trat De Gaulle zurück. Sein Nachfolger Georges Pompidou (1969-1974) hatte eine liberalere Politik. Der Weg für eine Norderweiterung war jetzt offen. Die Verhandlungen mit Großbritannien wurden neu aufgerollt und am 1.1.1973 trat Großbritannien zusammen mit Irland und Dänemark der Europäischen Gemeinschaft bei
.  

Valéry Giscard d’Estaing (1974-1981) war zunächst pro- europäisch

z.B. Frankreich stimmte der Süderweiterung zu. Hielt dann an gaullistischen Traditionen fest  z.B. war er für europäische Direktwahlen, wenn es nach der französischen Verfassung interpretiert wurde.

Dennoch startete er mit Helmut Schmidt eine Initiative auf die Gründung von 

EWS ( Europäisches Währungssystem). Am 13. März 1979 unterzeichnet.

4. Fazit

Frankreichs Politiken in der Gründungs- und Beitrittsphase der EG kann eher als realistisch bzw. neorealistisch bezeichnet werden. Obwohl die Zeit unter Pompidou und auch d’Estaing liberale bzw. neoliberale Ansätze haben, hat sich diese Politik der Neorealen Politik geändert. 
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